
642 der Beilagenzu den stenographischen Protokollen des NationalratesIX.GP. 

Bericht 
des Zollausschusses 

über die Regierungsvorlage (637 der Bei­
lagen): Deklaration betreffend Wirksamwer­
dender Bestimmungen des Artikels XVI Ab­
satz 4 des Allgemeinen Zoll- und Handels-

abkommens •. 

Die Vertragsstaaten des GATT haben im Zuge 
der in Genf vom 30. Oktober bis 19. November 
1960 stattgefundenen 17. GATT-:ragung die vor­
liegende Deklaration ausgearbeitet, die seither 
beim Exekutivsekretär des Allgemeinen Abkom­
mens in Genf zur Unterzeichnung offensteht. 

Diese Deklaration stellt eine au~hentische Inter­
pretation von Bestimmungen des gesetzändern­
den GATT-Abkommens (Artikel XVI) dar; sie 
ist daher gesetzändemden Charakters. 

In der Deklaration wird der Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens des Suhventionsverbots, das im 
wesentlichen die gewerblich-industriellen Erzeug­
nisse betrifft, geregelt. Dieser Zeitpunkt ist für 
jeden Annahmestaat der Deklaration zu jenem 
Datum gegeben, an dem die Deklaration für den 
betreffenden Annahmestaat in Kraft tritt. Für 
Osterreich, Belgien, die Bundesrepublik Deutsch­
land, Dänemark, Frankreich,· Großbritannien, 
Italien, Kanada, Luxemburg, die Niederlande, 
Norwegen, Schweden, die Schweiz und die Ver­
einigten Staaten tritt die Deklaration 30 Tage 
nach jenem Tag in Kraft, an dem die Annahme­
erklärungen aller dieser Staaten vorliegen; für 
jeden anderen Staat tritt die Deklaration 
30 Tage nach seiner Annahmeerklärung in Kraft, 
sofern sie für die vierzehn vorhin erwähnten 
S'taaten bereits in Kraft steht. Diese vierzehn 
Staaten wurden anläßlich der Ausarbeitung der 
Deklaration wegen ihrer für das Wirksamwerden 
der Deklaration ausschlaggebenden Stellung als 
"Schlüssel-Länder" bezeichnet. Die europäischen 
Staaten inllierhalb dieser "Schlüssel-Länder" 
hatten sich bereits im Rahmen der vormaligen 
OECE einem Verbot von Ausfuhrsu'bventionen 
auf dem vorliegenden Gebiet angeschlossen. 

Die Vertragsstaaten des GATT erzielten außer 
der Festlegung des Zeitpunktes auch Einverständ­
nis darüber, daß in übereinstimmung mit der 
seinerzeit mit ·der OECE getroffenen Regelung 
eine Reihe von Maßnahmen als Ausfuhrsubven­
tionen im Sinne des GATT-Artikels XVI anzu­
sehen sind und daher vom Tag des Inkrafttretens 
der Deklaration nicht mehr angewendet werden 
dürfen. Diese unzulässigen Einrichtungen wurden 
in dem von den Vertragsstaaten genehmigten 
Bericht der Arbeitsgruppe, die sich mit der Ausar­
beitung der Deklaration befaßt hatte, ",vieder­
gegeben. Der Bericht wurde unter dem Zeichen 
1/1381 in der GATT-Publikation "Basic Instru­
ments and Selected Documents, Ninth Supple­
men t", die beim GATT -Sekretaria t in Genf er-
schienen ist, veröffentlicht. ' 

Hinsichtlich der unzulässigen Maßnahmen wird 
auf die Erläuternden Bemerkungen zur Regie­
rungsvorlage hingewiesen, die eine beispiels­
mäßige Aufzählung in deutschsprachiger über­
setzung wiedergeben. 

Die vorliegende Deklaration wurde am 
17. Jänner 1962 unter dem Vorbehalt der Rati­
fikation sowie mit dem Vorbehalt, daß Oster­
reich bis zum 31. Dezember 1962 eine Revision 
seiner Rechtsvorschriften betreffend die Umsatz­
steuervergütung bei der Ausfuhr vornehmen 
würde, vom Leiter der österreichischen Ver­
tretung beim Europäischen Büro der Vereinten 
Nationen iq Genf, außerordentlicher und bevoll­
mächtigter Botschafter Dr. Emanue1 Treu unter-
zeichnet. . 

Der Vorbehalt betreffend die Durchführung 
einer Revision der Rechtsvorschriften betreffend 
die Umsatzsteuervergütung für ausgeführte 
Waren wurde eingelegt, weil die Bestimmungen 
des Absatzes 5 fit. d des GATT-Dokumentes 
L/1381 mit den geltenden österreichischen 
Rechtsvorschriften in gewissen Fällen in Wider­
spruch stehen könnten. Für eine Anpassung der 
Rechtsvorschriften erscheint die Inanspruch-
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Il3:hme ,einer ' Oberga:ngsfr~st bis ,31. Dez.ember, 
1962 angebr-acht. Der- Vorbehalt wurde vorner' 
Unterzeichnung der Deklaration den anderen 
"Schlüssel-Ländern" und darüber hinaus allen 
anderen Vertragsstaaten des GATT bekanmge­
geben; diese erhoben gegen den Vorbehalt keine 
Einwände. 

Da die Deklaration, wie obellJ ausgeführt, und 
auch der Vorbehalt zu der gesetzändernden De­
klaration seinerseits gesetzändernd sind, beda;f 
die Deklaration zur Erlangung der innerstaat­
lichen Rechtswirksamkeit gemäß Artikel 50 Bun­
des-Verfassungsgesetz in der Fassung von 1929 
der Genehmigung durch den Nationalrat. 

Josef Wallner (Amstetteri) 
Berichterstatter 

iPer:Zollaussch·uß hatdie'R~ier~svorb.geti.tl 
s'einer'Sitzun'g am 9. Mai 1%2 :inVerhandiun-g 
gezogen und einstimmig beschlossen, dem Hohen 
Hause die Genehmigung dieser Deklaration zu 
empfehlen. 

Der Zollausschuß stellt somit 'den An t rag, 
der Nationalrat wolle der Deklaration betref­
fend Wirksamwerden der Bestimmungen des 
Artikels XVI Absatz 4 des Allgemeinen Zoll­
und Handelsabkommens (637 der Beilagen), die 
verfassungsmäßige Genehmigung erteilen. 

Wien, am 9. Mai 1962" 

Dipl.-Ing. Pius Fink 
Obmann 
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